
ZIVILPROZESS  
DER ZUKUNFT

Abschlussveranstaltung am 16. November 2024 
im Oberlandesgericht Celle

DER ZUGANG ZUM RECHT MUSS EINFACHER UND OFFENER GESTALTET WERDEN 
– DIGITAL UND ANALOG 
Die Mitglieder der Arbeitsgruppe „Zugang zum Recht“ schlagen ein bundeseinheitliches Justizportal 
als zentrale Anlaufstelle für Bürgerinnen und Bürger vor, das die digitalen Dienstleistungen der Justiz 
einheitlich zusammenfasst. Eine zeitgemäße und benutzerfreundliche Kommunikationsplattform soll 
perspektivisch den elektronischen Rechtsverkehr ersetzen und so auch den Austausch zwischen den 
Verfahrensbeteiligten und dem Gericht erleichtern, findet die Arbeitsgruppe unter Leitung von Stefa-
nie Otte und Prof. Dr. Thomas Riehm. 
Zudem soll ein besonderes Online-Verfahren geschaffen werden, das einen niedrigschwelligen und 
günstigeren Zugang zum Recht ermöglicht. Die Justizsysteme sollen – ähnlich wie in der Anwaltschaft 
bereits üblich - strukturierte Daten verarbeiten können und so effizienter werden. Es besteht aller-
dings auch Einigkeit dahin, dass die Digitalisierung kein Selbstzweck ist. Der Zugang zum Recht soll 
daher auch jenseits digitaler Lösungen erleichtert werden.

DER ZIVILPROZESS MUSS EFFIZIENTER WERDEN, GLEICHZEITIG MUSS DIE HOHE 
QUALITÄT DER RECHTSPRECHUNG GARANTIERT WERDEN
Mit verschiedenen Maßnahmen soll der Zivilprozess nach dem Willen der Arbeitsgruppe „Qualität 
und Effizienz der Rechtsprechung“ einfacher und effizienter gestaltet werden. So soll durch Änderun-
gen im Prozessrecht unter anderem langen Verfahrensdauern noch besser entgegengewirkt werden 
und Komplexitäten abgebaut werden.  Zudem schlägt die Arbeitsgruppe unter Leitung der Präsiden-
tin des Hanseatischen Oberlandesgerichts Bremen, Ann-Marie Wolff, und des Präsidenten des Ober-
landesgerichts Nürnberg, Dr. Thomas Dickert, mehr Strukturierung des Verfahrens sowohl durch das 
Gericht als auch die Verfahrensbeteiligten vor.
Mithilfe weiterer Spezialzuständigkeiten bei den Amts- und Landgerichten, aber beispielsweise auch 
durch die Stärkung der Kammern an den Landgerichten und einer Fortbildungspflicht, soll eine hö-
here Qualität der Rechtsprechung gesichert werden. Zugleich können dadurch Massenverfahren, wie 
zuletzt die Diesel-Verfahren, bei den Gerichten konzentriert werden. Um mehr Transparenz der Recht-
sprechung zu erreichen, sollen mehr Entscheidungen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

WIRTSCHAFTSRECHTLICHE STREITIGKEITEN BEDÜRFEN EINER  
NEUAUSRICHTUNG UND MÜSSEN INTERNATIONALER WERDEN
Gerichtliche Entscheidungen prägen die Wirtschaftsordnung. Eine schnelle, effiziente und trans-
parente Verfahrensführung mit qualitativ hochwertiger und überzeugender Rechtsprechung ist ein 
Standortfaktor. Darin sind sich die Mitglieder der Arbeitsgruppe „Wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten“ 
unter Leitung von Dr. Werner Richter und dem Präsidenten des Oberlandesgerichts Stuttgart, Dr. And-
reas Singer, einig. 
Ein besonderer Fokus soll neben der bereits beschlossenen Einführung von Commercial Courts auf der 
Stärkung der Kammern für Handelssachen liegen, deren Zuständigkeit und Besetzung reformiert wer-
den sollen. Zugleich soll durch Konzentrationen bei Gerichten und Fortbildungen die Spezialisierung 
sichergestellt werden. Grenzüberschreitende Verfahren müssen zudem schnell und effektiv bearbeitet 
werden, etwa durch die Verfahrensführung auf Englisch und die Möglichkeit, Videoverhandlungen 
durchzuführen.

DIE ERGEBNISSE IM ÜBERBLICK


